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Entwicklung für künftige Generationen teils nicht befriedigend 
Auswertung Die Aktualisierung des Indikatorensystems für eine Entwicklung in Richtung Nachhaltigkeit zeigt auch in diesem Jahr

Positives wie Negatives auf. In sieben Themenbereichen gibt es Verbesserungen. Die Mobilität hinkt aber weiterhin hinterher. 

Mit 55 Indikatoren, die in zehn
Themenbereiche gegliedert sind,
ermittelt das Amt für Statistik
jährlich die nachhaltige Entwick-
lung Liechtensteins. Entschei-
dend über eine positive oder ne-
gative Bewertung ist, ob die der
jetzigen Generation dienende
Entwicklung auch für künftige
Generationen von Nutzen sein
wird. Hierzu müssen auch in Zu-
kunft die Bedürfnisse befriedigt
sein. Wenn dem so ist, zeigt der
Pfeil in Richtung nachhaltige Ent-
wicklung. Damit soll unter ande-
rem den Politikern eine Basis für
eine langfristige Politikgestaltung
bereitgestellt werden. 

Insgesamt sind fünf der zehn
Bereiche positiv. Ausserdem zeigt
die Aktualisierung in sieben The-
menbereichen eine Verbesserung
gegenüber dem Vorjahr. 

Grundsätzlich ist Bewertung
positiv ausgefallen

Aufgrund weniger Gewaltdelikte
konnte der Bereich Lebensbedin-
gungen eine Verbesserung im
Vorjahresvergleich erzielen. Die-
ser Bereich ist entscheidend da-
für, ob sich die Einwohner in
Liechtenstein wohlfühlen und so-
wohl «Lebenszufriedenheit» als
auch «Glück» finden können, wie
es in der Statistik heisst. Obwohl
sich der Motorfahrzeugbestand
pro Einwohner kontinuierlich er-

höht, zeigt sich zudem eine ab-
nehmende Tendenz der Getöte-
ten und Verletzten im Strassen-

verkehr: 2016 wurden pro
100 000 Einwohner 278 Perso-
nen im Strassenverkehr verletzt

oder getötet. 2015 lag die Zahl bei
300 Personen und im Jahr 1998
gab es hochgerechnet gar noch

353 Unfallopfer zu verzeichnen.
Ebenfalls eine Verbesserung ge-
genüber dem Vorjahr erzielten
die Bereiche Gesundheit (stei-
gende Gesamtfruchtbarkeitsra-
te), Sozialer Zusammenhalt (er-
höhtes Verhältnis der Gymnasi-
alquote von Ausländern und In-
ländern) sowie unter anderem
Bildung und Kultur (Zunahme
der Bildungsausgaben).

Die Verringerung des Lohn-
unterschiedes zwischen Frau
und Mann übte im Themenbe-
reich Arbeit einen positiven Ein-
fluss aus. Der Unterschied hat
sich seit 2005 reduziert, wo-
durch der Anteil des Median-
lohns der Frauen im Jahr 2016
bei 84,8 Prozent des Median-
lohns der Männer lag, während
der Anteil 2005 noch bei 79,8
Prozent lag. Insgesamt konnten
32 der insgesamt 55 Indikatoren
positiv bewertet werden. 

13 Indikatoren führen weg
von der Nachhaltigkeit

Trotz dieser mehrheitlich positi-
ven Bilanz gibt es weiterhin Indi-
katoren, die sich weg von der
Nachhaltigkeit entwickeln. An der
Zahl sind es derzeit 13 Stück. Le-
diglich in den beiden Bereichen
Energie und Klima sowie Bildung
und Kultur sind keine negativen
Entwicklungen sichtbar. Der Be-
reich der Lebensbedingungen fällt

bezüglich der Wohnkosten nega-
tiv auf, da diese im Vergleich zu
1990 zugenommen haben. Eben-
falls gestiegen ist die Zahl der Be-
zieher wirtschaftlicher Sozialhilfe.
Diese wird in der Anzahl der Haus-
halte gewertet und hat sich von
286 Haushalten (1995) auf 642 im
vergangenen Jahr erhöht.

Obwohl Arbeitskräfte aus
dem umliegenden Ausland für
den Erhalt der wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit Liechten-
steins wichtig sind, birgt der hohe
Pendleranteil gleichzeitig auch
Gefahren: Es besteht eine starke
Abhängigkeit von aussen und die-
se führt zu hohen Einkommens-
abflüssen ins Ausland. Der Anteil
der Zupendler ist seit 1990 gestie-
gen. 2016 lag er bereits bei 54 Pro-
zent, während er 1990 noch bei
34,6 Prozent lag. Mit den Pend-
lern steigt nicht nur die Anzahl
der auf Liechtensteins Strassen
verkehrenden Autos, sondern
auch die Anzahl der Personenwa-
gen pro 1000 Einwohner. Im ver-
gangenen Jahr kamen auf 1000
Einwohner 785 Autos. Zusätzlich
ist auch der Anteil des umwelt-
freundlichen Personenverkehrs
rückläufig, wodurch der Bereich
der Mobilität am negativsten be-
wertet wurde. 

Julia Kaufmann
jkaufmann@medienhaus.li

Lebensbedingungen

Bewertung 2018

– +

Gesundheit

Sozialer Zusammenhalt

Internationale Zusammenarbeit

Bildung und Kultur

Arbeit

Wirtschaft

Mobilität

Energie und Klima

Natürliche Ressourcen

Quelle: Amt für Statistik, Grafik: Katharina Hasler

– +

– +

– +

– +

– +

– +

– +

– +

– +

Bewertung 2017

Bewertung für die einzelnen Themenbereiche 2018

Es ist Zeit, in die Gänge zu kommen
Gleichstellung Neun NGOs präsentierten gestern ihre Berichte, mit denen sie die Situation der Frauen aus Sicht der Zivilbevölkerung

schilderten. Gröbster Kritikpunkt: Die Passivität der Regierung. Erneut wurde die Idee einer Frauenquote aufs Tapet gebracht.
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Liechtenstein ist Mitglied der UN-
Konvention zur Beseitigung jeder
Form von Diskriminierung der
Frau –kurz CEDAW. Durch die Ra-
tifizierung verpflichtete sich Liech-
tenstein, der UNO in Form von
Länderberichten Rede und Ant-
wort zu der aktuellen Situation der
Frauen im Land zu stehen. Der
fünfte Länderbericht ging Anfang
Jahr an die Vereinten Nationen. Es
soll aber nicht nur die  Sicht der Re-
gierung dargelegt werden, son-
dern auch die der Zivilbevölke-
rung. Deshalb wurden NGOs auf-
gefordert, sogenannte «Schatten-
berichte» zu verfassen. Dieser Auf-
forderung sind neun NGOs gefolgt
– so das Frauennetz, die Infra, das
Frauenhaus, der Verein «Hoi Quo-
te», die Gleichstellungskommis-
sion der Uni Liechtenstein, die
LANV Sektion Frauen, der Behin-
dertenverband sowie der Verein
für Menschenrechte. 

Der Grundtenor in den Berich-
ten ist klar: Der Staat muss in die
Gänge kommen. «Wir stellen mit
den Berichten fest, dass bei Gleich-
stellungsthemen seit einigen Jah-
ren einen Stillstand eingetreten
ist», erklärt Nancy Barouk-Hasler
vom Verein für Menschenrechte.
Dem kann Christine Schädler vom
Frauenenetz beipflichten: «Auch
nach vier Jahren gibt es im Bereich
politische Beteiligung der Frauen
wenig konkrete Massnahmen, ge-
schweige denn eine klare überge-
ordnete Strategie zur Gleichstel-
lung .» Bereits im letzten, im vier-
ten Länderbericht haben die
NGOs empfohlen, eine überge-

ordnete Strategie zu erarbeiten
und daraus Massnahmen abzulei-
ten. «Passiert ist nicht wirklich
viel», so Schädler. Deshalb werde
dies nun erneut eingefordert. Als
Massnahme  nennt sie die Einfüh-
rung einer  Quote –dem Liechten-
steiner Reizwort schlechthin. Die
Diskussion zur Einführung einer
Frauenquote hat schon 2017 zu
teils erhitzten Gemütern geführt.
Als treibende Kraft hinter der Dis-
kussion lobt sie den Verein «Hoi
Quote», der ebenfalls am Schat-
tenbericht beteiligt war.

Hebelwirkung durch
Parteifinanzierung

Statt einer Quoteneinführung
könnten auch die Parteien ver-
mehrt in die Pflicht genommen

werden, erklärt Christine Schäd-
ler. Über die Parteifinanzierung
und Vorschriften könnten gewisse
Hebel wirken, sodass Frauen auf
Listen und Gremien paritätisch
vertreten sind. «Eine andere Va-
riante wäre, den staatlich mitfi-
nanzierten Veranstaltungen –etwa
dem Finance Forum oder den
Businesstag – Vorgaben zu ma-
chen, sodass Frauen zum Beispiel
bei Diskussionsrunden besser ver-
treten sind», erklärt Christine
Schädler. Massnahmen allein rei-
chen aber nicht aus –ob diese auch
erfüllt werden, müsste durch Mo-
nitoring vermehrt überprüft wer-
den. Einen Stillstand stellt auch
Petra Eichele von der Infra fest.
Zum Abbau von festgefahrenen
Rollenbildern würden die Instru-

mente fehlen. Hier komme der
Staat seiner Vorbildfunktion nicht
nach. «Wir wissen alle, dass Liech-
tenstein noch sehr traditionell ist
und an konservativen Werten fest-
hält – dementsprechend orientie-
ren sich Frauen und Männern noch
an veralteten Rollenbildern», er-
klärt Eichele. Dies hemme die Ent-
wicklungschancen: «Die Berufs-
welt wird immer noch in typische
‹Frauenberufe› und ‹Männerbe-
rufe›unterteilt.» Das Ergebnis sei-
en Lohnungleichheit und unglei-
che Karrierechancen. So beträgt
der Lohnunterschied durch nicht
«objektive» Merkmalen wie Qua-
lifikation oder Branche immer
noch sieben Prozent. Einzelne
Projekte sei die Regierung zwar
angegangen , «so richtig» habe sie

sich der Thematik aber noch nicht
angenommen, erklärt Martina
Haas, von der LANV-Sektion Frau-
en. Sie kritisiert, dass über die
Lohnuntersuchungen der Landes-
verwaltung nie informiert wurde,
geschweige denn, dass diese ver-
öffentlicht wurden.

Viel Kritik für
die Landesverwaltung

Auch die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf sei ein elementarer
Punkt in der Gleichstellung von
Frau und Mann, erklärte Petra Ei-
chele. «Deshalb befürworten wir
eine bezahlte Elternzeit als zen-
trale Massnahme.» Eine grössere
Sensibilisierung zur Wertschät-
zung der unbezahlten Pflege zu
Hause sei nötig. Kritik wird erneut

bei der Landesverwaltung geübt:
«Beim Projekt der Infra ‹Profil
Plus› würden junge Lehrabgänge-
rinnen sensibilisiert, ihre eigene
Karriere zu planen. Wir haben die
Landesverwaltung angefragt, ob
sie an einem Impulstag interessiert
wäre», so Eichele. Bis jetzt habe es
noch keine Zusage gegeben. «Dass
die Landesverwaltung keine Vor-
bildfunktion einnimmt, kritisieren
wir», erklärt Petra Eichele.  

Jasmine Andres-Meier vom
Frauenhaus fordert im Schatten-
bericht die Ratifizierung der Istan-
bul-Konvention zur Bekämpfung
häuslicher Gewalt gegen Frauen.
«Zudem wünsche ich mir ein ver-
mehrtes ‹Hinschauen›beim Kin-
derschutz im Falle von häuslicher
Gewalt.» Beim Liechtenstei-
nischen Behindertenverband
wünscht man sich, dass die Regie-
rung auch die Situation der Frauen
mit Behinderung in Bereichen wie
Bildung oder Arbeit statistisch er-
fasst. Bei der Kommission für Gen-
der and Diversity bei der Uni
Liechtenstein stellt man fest, dass
die «leaking pipeline» ein Gleich-
stellungs-Problem ist. So seien
weibliche Professorinnen oder
Dozentinnen selten.

Zusammenfassend gesehen
hinterlassen die beiden Schatten-
berichte einen ernüchternden Ein-
druck. Und doch sind die NGO-
Vertreterinnen motiviert, weiter-
zukämpfen: «Es sinddie kleinen
Schritte, die uns motivieren und
zeigen, dass etwas weiter geht»,
sind die Frauen einer Meinung. Ei-
ne starke Zivilbevölkerung sei da-
für nötig – und die sei vorhanden:
«Ansonsten hätten wir wohl heute
noch kein Frauenstimmrecht.»

Die Vertreterinnen der NGOs informierten gestern über ihre Schattenberichte zur Situation der Frauen im Land. Bild: Daniel Schwendener


